
„Mittel dürfen nicht verplempert wer­
den“, doch ein profitorientiertes Unter­
nehmertum sei im Sozialen fehl am
Platz. Dies zeige sich derzeit bei der
Betreuung von Flüchtlingen besonders
deutlich,soSchneider. „Mankannnicht
mit Menschen Geschäfte machen, die
hilfsbedürftig sind.“ Sein Appell an
die mehr als 100 Vertreterinnen und
Vertreter von Mitgliedsorganisationen
aus Hessen und Niedersachsen, die
zum Wertedialog gekommen waren:
„Wir müssen selbstbewusster sein. Wir
wollen mehr, wir wollen Humanität.“

Werteorientierte Willkommenskultur
Auch Dr. Wolfgang Werner, Vorsit­
zender des PARITÄTISCHEN Hessen
plädierte für mehr Werteorientierung
in der sozialen Arbeit. Offenheit, Viel­
falt und Toleranz, die Werte, denen
sich der Paritätische verpflichtet hat,
seien noch immer „tragfähig und

Verrichtung, Aktivierung, Befä­
higung und Vermittlung. Emo­
tionslose und technische Be­

griffe greifen in der sozialen Arbeit
immer mehr Raum. Warme, liebevolle
Worte wie „kümmern“, „aufpassen“
und „behüten“ dagegen werden aus­
radiert. Die soziale Arbeit wird in ein
Korsett gezwängt, das mit fachlichen
Standards kaum noch etwas zu tun
hat, oft sogar im Widerspruch zu ih­
nen steht. Diese Situationsbeschrei­
bung lieferte Dr. Ulrich Schneider in
seiner Rede beim Wertedialog in Kas­
sel. Aufgrund der neoliberalen Radi­
kal­Ökonomisierung „haben wir unse­
re Ansprüche runtergeschraubt, bis es
quietscht“, sagte der Hauptgeschäfts­
führer des Paritätischen Gesamtver­
bands und räumte selbstkritisch ein:
„Wir sind diesen Weg mitgegangen.“
Eine gute ökonomische Fundierung
sei auch in der sozialen Arbeit wichtig,

stimmig“. Es gelte die angebliche Al­
ternativlosigkeit zu hinterfragen, mit
der die Politik ihre Sparprogramme
präsentiert. „Denn Deutschland ist
ein reiches Land und könnte sich eine
auskömmlich finanzierte soziale Infra­
struktur durchaus leisten. Geld ist da,
es ist nur äußerst ungleich verteilt“,
betonte er. Ganz aktuell gelte es, die
Flüchtlinge zu unterstützen, die nach
Deutschland kommen. „Dies kann nur
gelingen mit einer werteorientierten
Willkommenskultur, die langfristig
ausgelegt ist. Der kurzfristige Blick auf
ökonomische Kennzahlen ist hier fehl
am Platz. Gefragt sind Investitionen
ins Soziale, die sich auf lange Sicht
auszahlen“, so der Vorsitzende des
PARITÄTISCHEN Hessen.

„Wirtschaftlichkeit ist ein Wert, aber
kein Grundwert“, sagte der Philoso­
phieprofessor Otfried Höffe in seinem

Was wirklich wichtig ist ...

Um Werte in der sozialen Arbeit und um Widerstand gegen die Radikal-Ökonomi-

sierung ging es Ende September bei einer Regionalkonferenz des Paritätischen in Kassel.

Sie war Teil des bundesweiten Wertedialogs, den der Verband noch bis zum kommen-

den Frühjahr führt.
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Gastvortrag und betonte: „Rangnied­
rigere Werte haben die Neigung, sich
als höhere Werte auszugeben.“ In sei­
ner Rede ging er besonders auf einen
der drei Leitbegriffe des Paritätischen
ein, auf die Toleranz. Authentische
Toleranz sei „kein Feigenblatt hinter
dem sich eine moralische Gleichgültig­
keit verbirgt“, sondern „ein Miteinan­
der auf Grundlage von Ebenbürtigkeit“.
Toleranz sei ein übergreifender Begriff,
der auch Respekt mit einschließe. Die
Menschenwürde sei das Maß für die
Toleranz und ihre Grenzen.

Ulrike Foraci, Geschäftsführerin der
Arbeitsgemeinschaft der Ausländer­
beiräte Hessen, forderte in ihrer Rede
die Wohlfahrtsverbände auf, „der Po­
litik auf die Füße zu treten, und zwar
so lange, bis es wehtut.“ Das Soziale
sei der Kitt des Staates, so Foraci. Die
derzeitige Situation der Flüchtlinge sei
„eine menschliche Katastrophe“. Der
Staat müsse gedrängt werden, genü­
gend Mittel zur Verfügung zu stellen,
um sie zu bewältigen.

Kooperation und Widerstand
Nach den Input­Referaten am Vormit­
tag diskutierten die Teilnehmerinnen
und Teilnehmer der Regionalkonfe­
renz am Nachmittag im World­Café
über per Mehrheitsentscheidung aus­
gewählte Fragen. „Wie können wir

konstruktive Kooperation organisie­
ren?“ hieß das Thema in der ersten
Gesprächsrunde. Als Herausforderung
wurde dabei gesehen, in der Heteroge­
nität der Mitgliedsorganisationen eine
gemeinsame Linie zu finden. Denn, so
wurde klar, Kooperation setzt Kompro­
missbereitschaft voraus. „Mitglieder
müssen zusammenhalten – gemein­
sam sind wir stark“, lautete eines der
Diskussionsergebnisse.

In der zweiten Runde des World­Cafés
tauschten sich die Teilnehmerinnen
und Teilnehmer über die Frage aus
„Wie können wir wirksam Widerstand
leisten?“ Durch einheitliche Positio­
nen und verbindliche gemeinsame
Standards, so eine der Antworten.

Anbieter sollen sich demnach zusam­
menschließen, um sich gemeinsam
Dumping­Preisen in der sozialen Ar­
beit zu versperren. Als wirksame Wi­
derstandsform wurde auch die Öffent­
lichkeits­ und Lobbyarbeit genannt,
die der Paritätische derzeit gegen das
geplante Freihandelsabkommen TTIP
und mit seinem jährlichen Armutsbe­
richt betreibt. In die Zukunft gerichtet
waren die Fragen in der dritten und
letzten World­Café­Runde: „Was bringt
uns weiter? Wer definiert die Ziele und
Maßstäbe, die Kunden oder Dienstleis­
ter?“ Die Forderung, die Partizipation
der betroffenen Menschen sicherzu­
stellen, zu stärken und zu verbessern,
wurde dabei ebenso genannt wie das
Ziel, sich der gemeinsamen Werte zu
vergewissern und einen Paritätischen
Wertekanon zu entwickeln.

Alle Anregungen aus der Mitglied­
schaft würden aufgegriffen und am
14. April 2016 bei der Abschlusskon­
ferenz präsentiert, sagte der Haupt­
geschäftsführer des Paritätischen Ge­
samtverbands Dr. Ulrich Schneider in
seinem Schlusswort. Der Wertedialog
wurde in diesem Frühjahr mit einer
Umfrage und einer Auftaktkonferenz
in Potsdam angestoßen. Weiterge­
führt wurde er bis Mitte Oktober in
vier Regionalkonferenzen bundesweit.
Ergebnis werde eine Agenda sein, die
handlungsleitend sein werde bei der
künftigen Vertretung der Interessen
der Mitglieder, so Schneider.

Barbara Helfrich

Dr. Ulrich Schneider

VorallemRespekt
Bei der Regionalkonferenz in Kassel waren
die Teilnehmenden aufgefordert, unter sie-
ben Werten denjenigen auszuwählen, der
ihnen am wichtigsten ist und sich einen ent-
sprechenden Button anzustecken. Am be-
liebtesten war dabei der Begriff „Respekt“,
gefolgt von „Gerechtigkeit“ und „Wider-
stand“. Auf Platz vier und fünf folgten
„Toleranz“ und „Teilhabe“. Gleich häufig
wurden die Buttons mit den Worten „So-
lidarität“ und „Glaubwürdigkeit“ getragen,
für „Partizipation“ entschieden sich die we-
nigsten Konferenzbesucher.
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bewährten Strukturen dürfen nicht
zugunsten qualitativ ungenügender
Bildungs­ und Betreuungsangebote
abgebaut werden, wie dies an einigen
Schulen bereits zu beobachten ist.

Inklusion ohne Ressourcenvorbehalt
Die Fachgruppe Kinder­ und Jugend­
hilfe des PARITÄTISCHEN Hessen for­
dert von der Landesregierung zudem,
dasssiebeim„PaktfürdenNachmittag“
der UN­Behindertenrechtskonvention
umfassend und ohne Ressourcenvor­
behalt Rechnung trägt. Bildungs­ und
Betreuungsangeboten an den Grund­
schulen müssen nach inklusiven Ge­
sichtspunkten konzipiert werden und
allen Kindern offen stehen.

In einem Paritätischen Positionspapier
fordertdieFachgruppedieschwarz­grü­
ne Koalition auf, Kindern ein längeres
gemeinsames Lernen und Aufwachsen
im Rahmen eines Offenen Ganztags­
konzeptes von Schule und Jugendhilfe
zu ermöglichen. Ziel müsse es sein, die
inklusive Bildungs­ und Betreuungs­
qualität zu verbessern und gleichzei­
tig die Chancengerechtigkeit für alle
Kinder zu erhöhen. Ein integriertes
Ganztagsangebot von Schule und Kin­
der­ und Jugendhilfe als so genannter
„Offener Ganztag“ verbessere auch die
Vereinbarkeit von Familien und Beruf,
heißt es in dem Positionspapier der
Fachgruppe weiter.

Schule als Lern- und Lebensort
Bei der Umsetzung des Ganztagspro­
gramms müssen alle relevanten Ak­
teure beteiligt werden – neben dem
Land Hessen, den Kommunen und den
Eltern zwingend auch die Verbände der
Freien Wohlfahrtspflege und damit die
freien Träger der Kinder­ und Jugend­
hilfe, die im PARITÄTISCHEN Hessen
zusammengeschlossen sind.

Der PARITÄTISCHE Hessen ist über­
zeugt davon, dass Jugendhilfe und

Die Hessische Landesregierung und
das Hessische Kultusministerium sol­
len beim „Pakt für den Nachmittag“
mit den Freien Wohlfahrtsverbänden
kooperieren und Inklusion umsetzen.
Das fordert die Fachgruppe Kinder­ und
Jugendhilfe im PARITÄTISCHEN Hes­
sen. Sie schlägt vor, dass beim geplanten
Ausbau des Ganztagsangebots an hes­
sischen Grundschulen die Träger der
öffentlichen und freien Jugendhilfe die
Verantwortung für die Durchführung
haben sollen. Dieses Konzept wird in
Nordrhein­Westfalen bereits seit zehn
Jahren mit guten Ergebnissen prakti­
ziert.

Kooperation auf Augenhöhe
Hintergrund der Forderung ist der
„Pakt für den Nachmittag“, mit dem
die Hessische Landesregierung künftig
eine Betreuung bis 17 Uhr sowie in den
Schulferiengarantierenwill.Beidiesem
Projekt müssen Schule und freie Träger
der Jugendhilfe aus Sicht des PARI­
TÄTISCHEN Hessen gleichwertige Bil­
dungspartner sein. Eine solche Zusam­
menarbeit auf Augenhöhe ist Grund­
voraussetzung für eine hochwertige
pädagogische Arbeit mit den Kindern,
die auch deren Familien einbezieht. So
kann eine neue Form der Kooperation
beider Bildungsinstitutionen und ge­
genüber den Eltern eine neue Form der
Erziehungspartnerschaft begründet
werden. Dafür müssen die Qualitäts­
kriterien und Standards für die Offene
Ganztagsschule in einer Landesrah­
menvereinbarung zwischen dem Land,
den Kommunalen Spitzenverbänden
und den Verbänden der Freien Wohl­
fahrtspflege verbindlich und insbeson­
dere für die Eltern transparent festge­
legt werden.

Mitgliedsorganisationen des PARITÄ­
TISCHEN Hessen sind an vielen Schu­
len bereits als Träger von Horten, offener
Jugendarbeit oder Fördervereinen mit
Betreuungskonzepten etabliert. Diese

Schule ein gemeinsames Bildungsver­
ständnis entwickeln und einen über­
greifenden Bildungsbegriff formulie­
ren müssen, damit Familie, Kita und
Schule nicht versäulte und voneinander
getrennte Bildungssysteme bleiben.

„Schule ist in einem Konzept der Offe­
nen Ganztagsschule als Lern­ und Le­
bensort von Kindern zu entwickeln“, so
Marek Körner, Referent für Kinder­ und
Jugendhilfe beim PARITÄTISCHEN
Hessen. Hierfür wird sich der PARITÄ­
TISCHE in der Steuerungsgruppe des
„Paktes für den Nachmittag“ im Hes­
sischen Kultusministerium einsetzen,
in die Marek Körner als Vorsitzender
des Landesjugendhilfeausschuss beru­
fen wurde. Er betont: „Die öffentliche
und freie Kinder­ und Jugendhilfe darf
nicht auf den Part reduziert werden, die
Hausaufgabenbetreuung für die Schu­
len sicherzustellen oder im Sinne eines
Ausfallbürgen rein schulbezogene Be­
treuungen umzusetzen.“

bhe

Ganztagsbetreuung nicht zum Spartarif
Qualität in der Grundschulbetreuung sichern

Auch die Nachmittagsbetreuung muss
inklusiv sein. Foto: Marta Krajinović
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Fachgesprächemit Trägern, Integrationshelferinnen, Eltern und Schule beim
PARITÄTISCHENHessen

Sie unterstützen und begleiten Kinder mit
besonderem Förderbedarf in der Regel­
schule, sollen ihre Selbstständigkeit und
Aktivität fördern. Doch vieles in ihrem Ar­
beitsfeld ist noch unklar, beliebig und vage.
Das fängt schon bei der Begrifflichkeit an:
Inklusionshilfe, Integrationshilfe, Schul­
assistenz und Schulbegleitung – viele Tätig­
keitsbezeichnungen sind im Umlauf.

Zwar ist Hessen im Ländervergleich noch
immer Schlusslicht bei der schulischen In­
klusion – nur 21,5 Prozent der Kinder mit
Förderbedarf besuchen laut aktueller Sta­
tistik eine Regelschule. Doch immerhin hat
sich dieser Anteil seit 2009 verdoppelt und
wird weiter steigen. Damit wächst auch die
Zahl der Schulassistenzen stetig. Quali­
tätsstandards fehlen jedoch bisher ebenso
wie einheitliche rechtliche Grundlagen und
eine klare Rollenverteilung zwischen Schul­
assistentinnen und Schulassistenten auf
der einen Seite und Lehrerinnen und Leh­
rern auf der anderen.

Das war für den PARITÄTISCHEN Hessen
Anlass, zu einem fach­ und institutionen­
übergreifenden Fachgespräch einzuladen.
Vertreterinnen und Vertreter von Trägern
und Schule tauschten sich dabei aus mit
Schulassistentinnen und Müttern, deren
Kinder Schulassistenz nutzen. Anschlie­

ßend wurde das Thema vertieft bei einem
Treffen mit Trägern und in der Projektgrup­
pe Inklusion, die das Schwerpunktthema
Inklusion begleitet, das sich der PARITÄ­
TISCHE Hessen 2012 gesetzt hat.

Ein Ergebnis des Austauschs ist die Forde­
rung nach einer rechtlichen Vereinheit­
lichung: Schulassistenz kann sich derzeit
je nach Bedarf aus unterschiedlichen Sozi­
algesetzbüchern ableiten – meist ist sie eine
Leistung der Kinder­ und Jugendhilfe
(SGB VIII) oder der Eingliederungshilfe
(SGB XII). Aus Sicht des PARITÄTISCHEN
Hessen sollten alle Ansprüche von Kindern
und Jugendlichen mit Behinderung im
SGB VIII gebündelt werden.

Unklare Rollen
Zudem sollten Hilfeplankonferenzen fester
Bestandteil einer jeden Schulassistenz
sein – dass sich Schule, Sozial­ und Jugend­
ämter und Träger sowie Eltern und Kinder
regelmäßig treffen, ist noch längst nicht
selbstverständlich. Im Rahmen dieser Hil­
feplankonferenzen sollten Ziele formuliert
und auch die Aufgaben aller Beteiligten klar
benannt und abgegrenzt werden. Bisher
sind die Rollen zwischen Lehrkräften und
Schulassistenz oft unklar, was häufig zu
Konflikten führt. Statt einer kollegialen Zu­
sammenarbeit auf Augenhöhe gibt es häu­

Grauzone Schulassistenz

fig ein Kompetenzgerangel. Bei den Fach­
gesprächen wurde sogar berichtet, dass ein
Schulassistent aufgefordert wurde, den
Schulhof zu säubern. Träger und Eltern be­
klagten auch, dass es oft sehr lange dauert,
bis eine Schulassistenz bewilligt wird. Ge­
setzlich vorgeschriebene Fristen werden
dabei häufig nicht eingehalten.

Eckpunktepapier entworfen
In dem Eckpunktepapier, das der PARITÄ­
TISCHE Hessen auf Basis der Fachge­
spräche entworfen hat, ist auch die Forde­
rung festgeschrieben, dass die Schulassis­
tenz sich nicht nur auf die Unterrichtsstun­
den beschränken soll. Auch bei freiwilligen
Ganztagsangeboten, Arbeitsgruppen am
Nachmittag und im Hort sollten Kinder ihre
Schulassistenz an ihrer Seite haben. Um
besser in den schulischen Ablauf eingebun­
den zu sein, sollten Schulassistentinnen
und Schulassistenten in der Schule auch an
Teamsitzungen und Konferenzen teilneh­
men können, und zwar innerhalb ihrer be­
zahlten Arbeitszeit.

In der Schulassistenz werden derzeit so­
wohl Fachkräfte eingesetzt als auch Per­
sonen ohne pädagogische Ausbildung.
Viele Träger von Schulassistenz bieten für
Nicht­Fachkräfte interne berufsbegleitende
Fortbildungenan,die jedochbishersehrun­
terschiedlich in Umfang und Themenaus­
wahl sind. Hier sind aus Sicht des PARITÄ­
TISCHEN Hessen einheitliche Grundstan­
dards nötig. Um die Schulassistenz aus der
Grauzone zu holen und die Wertschätzung
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu
steigern, wäre eine bundesweit anerkannte
Fachkraftausbildung wünschenswert. Da­
mit Schulassistenz gelingt, sollten aber
auch für Lehrkräfte Fortbildungen angebo­
ten werden. Mögliche Themen könnten da­
bei Informationen über Behinderungs­
formen und deren individuelle Ausprägung
sein sowie die Kommunikation und Koope­
ration im Rahmen einer multiprofessio­
nellen Unterrichtsgestaltung.

bhe

Inklusiver
Unterricht an der
Sophie-Scholl-
Schule in Gießen.
Foto: Marta
Krajinović


